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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Nichtständigen Ausschuss zu den 
politischen Herausforderungen und Haushaltsmitteln der erweiterten Union 2007-2013, 
folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. betont, dass die Finanzielle Vorausschau und die damit verbundenen Instrumente es 
ermöglichen müssen, dem globalen Ziel der Entwicklungspolitik der Europäischen Union 
(EU), nämlich die Beseitigung der Armut und der Beitrag zur Erreichung der Millennium-
Entwicklungsziele in allen Entwicklungsländern, die auf der Liste des DAC stehen, und 
wobei der Schwerpunkt auf die am wenigsten entwickelten Länder (LDC)  gelegt wird, 
durch eine nachhaltige soziale, wirtschaftliche und umweltrelevante Entwicklung besser 
zu entsprechen;

Künftiger Finanzrahmen der Entwicklungspolitik und der Politik der humanitären Hilfe

2. begrüßt die Bestimmungen des Vertrags über eine Verfassung für Europa (Artikel III-316 
bis 321), die die Ziele der Politik in den Bereichen Entwicklung und humanitäre Hilfe der 
EU darlegen und eine klare und freiwillige Grundlage für ihre Maßnahmen in diesem 
Bereich bieten;

3. weist darauf hin, dass der Finanzrahmen für die Politiken der EU in den Bereichen 
Entwicklung und humanitäre Hilfe, kohärente und starke Politiken gewährleisten, die 
Sichtbarkeit der Entwicklungshilfe und der humanitären Hilfe der Union sicherstellen und 
die Kontrolle der Finanzbeiträge und ihrer Verwendung erleichtern muss; betont 
insbesondere, dass dieser Rahmen ermöglichen muss,

- die Besonderheit der Entwicklungspolitik der EU anzuerkennen und deren 
Sichtbarkeit zu verstärken,

- die Ziele und Maßnahmen der Entwicklungspolitik der EU politisch umzusetzen,
- deren Finanzmittel in wirksamer Weise zu gewährleisten;

4. ist der Auffassung, dass, 
- was die Entwicklungspolitik betrifft, diese Ziele nur im Rahmen

- entweder einer besonderen Rubrik Politik für Entwicklungszusammenarbeit der 
EU   gegenüber allen Entwicklungsländern, die auf der Liste des DAC stehen,

- oder von zwei klaren und getrennten „Unterkategorien“ in der Kategorie 4:
1. wobei die erste für die Entwicklungsausgaben für alle Entwicklungsländer, die 
auf der Liste des DAC stehen, die derzeit aus dem Haushaltsplan finanziert 
werden (geographisch und thematisch geordnete Haushaltslinien) bestimmt ist,
2. und die zweite für die Zusammenarbeit mit unseren AKP-Partnern im Rahmen 
des Abkommens von Cotonou bestimmt ist, die den Mitteln des EEF entspricht, 
falls dessen Einbeziehung in den Haushaltsplan ab 2008 erfolgt, wie es die 
Kommission vorschlägt, 

vollständig erreicht werden;
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- was die humanitäre Hilfe betrifft, der Vorschlag der Kommission, alle Tätigkeiten 
humanitärer Art in das Instrument für humanitäre Hilfe einzubeziehen, zu begrüßen 
ist;

5. bedauert, dass die Vorschläge für Verordnungen der Kommission über die externen 
Maßnahmen der EU im Rahmen der Finanziellen Vorausschau 2007-2013 diesen 
Forderungen nicht entsprechen; ist der Auffassung, dass dieser Rahmen nicht vereinbar ist 
mit den Zielen der Entwicklungspolitik, die in ihrer Rechtsgrundlage (Europäische 
Verfassung, EG-Vertrag und Erklärung zur Entwicklungspolitik vom November 2000) 
aufgeführt sind und insoweit eine Inkohärenz deutlich machen, als die Instrumente, die 
der Entwicklungspolitik der EU dienen sollen, bereits vorgeschlagen wurden, obwohl die 
Erklärung vom November 2000 zur Entwicklungspolitik derzeit überarbeitet wird;

6. ist äußerst besorgt über die Tatsache, dass das Instrument für die Entwicklungspolitik 
Politiken umfasst, die nicht die Entwicklungsländer betreffen, wie z.B. die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit mit den OECD-Ländern, und über die Überschneidungen zwischen den 
Tätigkeiten und den Zielen der Verordnung über die Entwicklungszusammenarbeit und 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit und der Verordnung über das Stabilitätsinstrument, 
da bestimmte Ausgaben für die staatliche Entwicklungshilfe in Frage kommen würden;

7. fordert die EU auf, eine Führungsrolle bei der Bereitstellung und Finanzierung globaler 
öffentlicher Güter wie die Bekämpfung von Epidemien, Entwaldung, Verbrechen und 
Terrorismus zu übernehmen;

8. bedauert den Mangel an Aufmerksamkeit, der den Querschnittsproblematiken in 
Verbindung mit der europäischen Politik der Entwicklungszusammenarbeit wie den 
Menschenrechten, dem Umweltschutz, dem Ausbau der Aktionsbefugnis der Frauen, der 
Bekämpfung von Aids und den wichtigsten übertragbaren Krankheiten entgegengebracht 
wird;

9. befürwortet die Einbeziehung einer ausdrücklichen Bezugnahme auf das Engagement der 
EU für die Förderung der Menschenrechte als grundlegendes und prioritäres Ziel der 
Instrumente der externen Hilfe der Finanziellen Vorausschau; fordert die Schaffung eines 
besonderen Finanzinstruments für die europäische Politik für die Förderung der 
Demokratie und der Menschenrechte, um die Kohärenz, die Wirksamkeit, die 
Unabhängigkeit und die Sichtbarkeit dieser Politik zu gewährleisten;

10. weist darauf hin, dass die Aufstellung der horizontalen Programme in den Bereich der 
Mitentscheidung fällt und fordert, die Befugnis des Europäischen Parlaments in diesem 
Bereich uneingeschränkt zu beachten;

Höhe der Mittel, die im Rahmen der Finanziellen Vorausschau 2007-2013 für die 
Entwicklungspolitik und die Politik der humanitären Hilfe vorgesehen sind

11. befürwortet eine Aufstockung der Mittel für den Bereich Entwicklung, um den 
europäischen Willen zu bekräftigen, ein Hauptakteur  zu werden, der in der Lage ist, auf 
Weltebene eine stabilisierende Rolle zu spielen, indem die Verpflichtungen der EU, die 
auf internationaler Ebene im Bereich Entwicklung eingegangen wurden, eingehalten 
werden;
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12. betont, dass die Mittel für die Entwicklungshilfe und die humanitäre Hilfe der EU nicht 
nur in bezug auf ihren absoluten Wert, sondern auch in bezug auf ihren relativen Wert im 
Rahmen der künftigen Finanziellen Vorausschau aufgestockt werden müssen;

13. empfiehlt, den Großteil der Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit im Zeitraum der 
neuen Finanziellen Vorausschau für die Verwirklichung der Millennium-
Entwicklungsziele vorzusehen und 20% für Grundbildung und Gesundheit in den 
Entwicklungsländern vorzumerken;

14. stellt fest, dass die Kommission eine geschätzte Aufstockung des relativen Werts der 
offiziellen Entwicklungshilfe (Official Development Aid ODA) der EU erwähnt, die im 
Zeitraum 2007-2013 von 8,84% auf 9,44% des Haushalts ansteigen würde (hoch 
geschätzt); begrüßt diese allgemeine Tendenz, dringt jedoch darauf, dass diese 
Anstrengung verstärkt auf die Länder und die Politiken konzentriert wird, die dem in 
Ziffer 1 genannten Ziel der Entwicklungspolitik der Union entsprechen;

15. hält in diesem Rahmen den Prozentsatz von 10% im Jahr 2013 für ein vernünftiges und 
deutliches politisches Ziel als Reaktion auf die Mobilisierung der Mitgliedstaaten, ihr 
Hilfeniveau auf 0,7% ihres BIP anzuheben;

16. ist der Auffassung, dass dieses Ziel im Rahmen einer globalen Aufstockung der dem 
europäischen Haushalt zugewiesenen Mittel erfolgen muss, der eine „Obergrenze“ von 
1,24% des BNE (Verpflichtungsermächtigungen) anstreben muss; fordert die Kommission 
auf, entsprechende Vorschläge vorzulegen und lehnt die Versuche ab, diese Mittel 
künstlich auf 1% des BNE zu beschränken;

17. spricht sich dafür aus, dass die externen Maßnahmen, die nicht im Haushaltsplan 
vorgesehen sind, ausschließlich aus dem Stabilitätsinstrument und auf keinen Fall aus dem 
Entwicklungsinstrument finanziert werden und dass im Finanzvolumen für externe 
Maßnahmen eine ausreichende flexible Marge festgelegt wird, um zu verhindern, das 
künftig zur Bewältigung nicht vorhergesehener politischer Krisen wie die Irak-Krise auf 
Mittel für die Entwicklung zurückgegriffen werden muss;

18. betont, dass die neuen Erfordernisse der EU im Bereich der Außenbeziehungen betreffend 
die Nachbarländer, die GASP, die ESVP, der Kampf gegen den Terrorismus, die 
Einwanderung oder die Nuklearsicherheit vereinbar mit den Mitteln sein müssen und nicht 
zu einer Kürzung der Mittel für langfristige Ziele der Entwicklung und der 
Zusammenarbeit führen dürfen; ist besorgt über die mit Zahlen versehenen Vorschläge der 
Kommission für den Zeitraum 2007-2013, die eine relativ umfangreiche Kürzung der 
Mittel für Entwicklung und wirtschaftliche Zusammenarbeit sowie für humanitäre Hilfe 
im Vergleich zu den Mitteln für Heranführungspolitik, Nachbarschaftspolitik und das 
Stabilitätsinstrument zum Ausdruck bringen;

19. betrachtet die von der Kommission vorgeschlagenen Beträge in Höhe von 44.229 
Milliarden Euro für die Ausgaben für die Entwicklungszusammenarbeit und in Höhe von 
6.351 Milliarden Euro für die humanitäre Hilfe für den Zeitraum 2007-2013 als 
Mindestverhandlungsgrundlage; betont, dass diese Beträge es nicht ermöglichen werden, 
den Zielen der Entwicklungspolitik und der Politik der humanitären Hilfe der EU über 
diesen Zeitraum uneingeschränkt zu entsprechen und lehnt auf jeden Fall jedweden 
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Vorschlag ab, der auf eine Kürzung der dafür vorgesehenen Beträge abzielt;

20. verweist auf die Ausrichtung der Haushaltsbehörde, nicht im voraus den Gegenwert von 
15% der Mittel für die humanitäre Hilfe zu verplanen und besteht auf der Beibehaltung 
der Reserve für Notfälle zumindest auf ihrem derzeitigem Stand, um es zu ermöglichen, 
rasch auf gezielte Hilfebedürfnisse der Drittländer zu reagieren, die nicht bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans vorgesehen waren, und zwar prioritär für humanitäre 
Maßnahmen; 

Einbeziehung des EEF in den Haushaltsplan

21. unterstützt den Grundsatz der Einbeziehung des EEF in den Haushaltsplan, der einer 
legitimen Forderung nach demokratischer Kontrolle von Seiten des Europäischen 
Parlaments und einem Ziel der Wirksamkeit und Sichtbarkeit der Gemeinschaftshilfe 
entspricht; teilt dennoch die Besorgnis unserer AKP-Partner über diesen Punkt und betont, 
dass die Einbeziehung des EEF in den Haushalt der EU folgende Bedingungen beachten 
muss:

- der Höchstbetrag der Rubrik Außenbeziehungen muss folglich aufgestockt werden, 
- das Niveau der Mittel für die AKP-Länder muss im Rahmen einer Unterrubrik oder 

zumindest einer getrennten Unterkategorie mit einer spezifischen Rechtsgrundlage 
geschützt und garantiert werden, 

- die Kriterien für die Zuweisung der Mittel müssen für jedes einzelne Land auf die 
Rechte und Bedürfnisse der Bevölkerung und den Beitrag zu den Millennium-
Entwicklungszielen und den anderen internationalen Verpflichtungen gerichtet sein, 

- die Nutzung von Programmen durch die Partnerländer und die Beteiligung der 
Zivilgesellschaft unter Beachtung der Grundprinzipien von Partnerschaft, 

- Verstärkung der politischen Rolle der EU-AKP-Institutionen (Parlamentarische 
Versammlung AKP/EU, AKP/EU-Ministerrat und AKP-Sekretariat);

22. stellt fest, dass die Eigenmittelobergrenze, die derzeit 1,24% des BSP ausmacht, nicht die 
0,03% des BSP umfasst, die den jährlichen Anteil des EEF ausmachen; fordert Rat und 
Kommission dringend auf, bei der künftigen Finanziellen Vorausschau den Anteil des 
EEF zu berücksichtigen, wenn sie die Obergrenzen der Eigenmittel und der externen 
Maßnahmen festlegen werden;

23. fordert die europäischen Organe auf, bei der Aushandlung der neuen Finanziellen 
Vorausschau in die interinstitutionelle Vereinbarung, die die Finanzielle Vorausschau für 
den künftigen Zeitraum regeln wird, eine Verpflichtung aufzunehmen, um die Zuweisung 
der für die AKP-Länder bestimmten Mittel während der gesamten Laufzeit dieser 
Finanziellen Vorausschau zu garantieren; dringt darauf, dass es wesentlich ist, dass die für 
die AKP-Länder bestimmten Mittel real nicht reduziert werden;

24. bekräftigt seine Entschlossenheit, in jede künftige EEF-Verordnung einen festen 
Finanzrahmen aufzunehmen, der während der gesamten Laufzeit der Finanziellen 
Vorausschau gilt, wie dies derzeit für Südafrika der Fall ist, wobei es nach Ablauf dieses 
Zeitraums eine rechtliche Verpflichtung geben wird, eine neue Verordnung mit neuen 
Finanzbestimmungen für den von der folgenden Finanziellen Vorausschau abgedeckten 
Zeitraum auszuarbeiten; erklärt seine Absicht, die Umsetzung dieser Bestimmungen 
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gemäß Nr. 33 der interinstitutionellen Vereinbarung vom 6. Mai 1999 zwischen dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission über die Haushaltsdisziplin und 
die Verbesserung des Haushaltsverfahrens1 in ihrer Gesamtheit zu überwachen;

25. unterstützt das Vorgehen der Kommission, das darauf abzielt, für die Zusammenarbeit mit 
den AKP-Ländern Finanzmittel vorzusehen, die den Ambitionen dieser Partnerschaft 
entsprechen, und vertritt die Auffassung, dass der vorgeschlagene Betrag von 23.572 
Milliarden Euro für die Laufzeit der Finanziellen Vorausschau eine vernünftige 
Verhandlungsgrundlage ist;

Verantwortung des Europäischen Parlaments und Beachtung der Grundsätze der Nutzung 
und Beteiligung

26. betont, dass die Verantwortung des Europäischen Parlaments für die für Entwicklung 
vorgesehenen Mittel den Erfordernissen der demokratischen Verantwortung und 
Transparenz entspricht und bekräftigt sein Festhalten an den Grundprinzipien 
Partnerschaft, Nutzung und Beteiligung, die der Erklärung zur Entwicklungspolitik der 
EU wie auch dem Abkommen von Cotonou zugrunde liegen;

27. kann nicht den Vorschlag der Kommission akzeptieren, der darauf abzielt, das 
Europäische Parlament vom Prozess der Konsultation über die Festlegung der 
geographischen und themenbezogenen Programme im Rahmen der Verordnung über die 
Entwicklungszusammenarbeit und die wirtschaftliche Zusammenarbeit auszuschließen 
und vertritt die Auffassung, dass die Konsultation der Partnerregierungen und der 
Zivilgesellschaft im Rahmen des Planungsprozesses obligatorisch sein muss;

28. wiederholt seine Forderung nach einer jährlichen Debatte im Europäischen Parlament 
über die Vorlage des Jahresberichts der Kommission über die 
Entwicklungszusammenarbeit;

Stellenwert der Entwicklungszusammenarbeit und der humanitären Aktion in den 
Politiken der EU

29. dringt darauf, dass in der Finanziellen Vorausschau das Kriterium der verantwortlichen 
Regierungsführung („good governance“) bei der Umsetzung der Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit der EU verstärkt berücksichtigt wird und dass sie es 
ermöglicht, die externe sowie die interne Kohärenz der Politiken der EU gemäß den 
Bestimmungen des Vertrags über eine Verfassung für Europa zu verstärken, die lauten: 
„Bei der Durchführung politischer Maßnahmen, die sich auf die Entwicklungsländer 
auswirken können, trägt die Union den Zielen der Entwicklungszusammenarbeit 
Rechnung“;

30. bekräftigt seine Überzeugung, dass die Entwicklungspolitik und die humanitäre Hilfe der 
EU und die ordnungsgemäße Verwendung der dafür bestimmten Mittel in die alleinige 
und ausschließliche Verantwortlichkeit eines Kommissionsmitglieds fallen müssen, das 
das Vorgehen der EU in diesem Bereich auf politischer Ebene und ihre Verpflichtungen 
vor der internationalen Gemeinschaft vertritt.

1 ABl. C 172 vom 18.6.1999, S. 1.
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